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Antrag 
der Abgeordneten Dr. Niehuis, Bindig, Brück, Großmann, Dr. Hauchler, Dr. Holtz, 
Kolbow, Luuk, Dr. Osswald, Schanz, Schluckebier, Toetemeyer, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 

Grundbildung in der Entwicklungszusammenarbeit 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß 

— die Vereinten Nationen das Jahr 1990 zum Internationalen 
Alphabetisierungsjahr ausgerufen haben, 

— die 4. Konferenz der Erziehungsminister der UNESCO-Region 
Europa im September 1988 in Pa ris eine Empfehlung zur 
Alphabetisierung und zur Förderung. des Lesens und Schrei-
bens verabschiedet hat, in der u. a. eine Verstärkung des euro-
päischen Engagements bei der Bewäl tigung der Alphabetisie-
rungsprobleme in Entwicklungsländern gefordert wird, 

— die Weltkonferenz „Bildung für alle", welche die UNESCO 
gemeinsam mit der Weltbank, dem UNICEF und dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) vom 5. bis 
9. März 1990 nach Jomtien in Thailand einberufen hatte, kon-
krete bildungspolitische Schritte zur Erreichung des Zieles 
„Bildung für alle" beschlossen hat und 

— die 42. Internationale Erziehungskonferenz (ICE) im Septem-
ber 1990, die Weltkonferenz der Erziehungsminister, in Genf 
unter dem Motto „Massiver Abbau des Analphabetismus" steht 
und der Erstellung konkreter nationaler Aktionspläne zur Ver

-

wirklichung der in Thailand beschlossenen Dokumente dienen 
soll. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit aktiv an der weltwei

-

ten Verwirklichung des Menschenrechts auf Bildung mitzu-
wirken. 

Das bedeutet, daß 

— innerhalb des Etats des BMZ der bundesrepublikanische Bei-
trag für Grundbildung in der Dritten Welt höhere Priorität und 

— der Grundbildung für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
gegenüber anderen Bildungsbereichen größere Bedeutung zu-
gemessen wird. 
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Dabei sollen die bildungspolitischen Projekte im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit dazu beitragen, daß 

— der Zugang zur Grundbildung für bisher vernachlässigte Grup-
pen durch ausreichendes Angebot und bessere Anreize (z. B. 
Schulspeisung) erleichtert wird, 

— flächendeckend ein Primarschulsystem angeboten wird, 

— für Jugendliche und Erwachsene, insbesondere Frauen, funk-
tional orientierte Programme der außerschulischen Bildung im 
Rahmen von Alphabetisierungsprogrammen und beruflichen 
Bildungsmaßnahmen angeboten werden, 

— Bildungsmaßnahmen qualitativ einen langfristigen Lernerfolg 
zeigen, wozu auch Nach-Alphabetisierungskampagnen ge-
hören, 

— die Versorgung mit Lern- und Lehrmaterialien und Lehrkräften 
sichergestellt wird. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregierung auf, im 
Rahmen des Politikdialogs die Partnerländer aufzufordern, 

— ihre Eigenanstrengungen zugunsten des Zieles „Bildung für 
alle" zu intensivieren, 

— ihren Bildungshaushalt zugunsten der Grundbildung umzu-
strukturieren, 

— ihre Militär- und Rüstungsausgaben in f riedliche Zwecke zu 
konvertieren. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregierung auf, auf 
multilateraler Ebene darauf hinzuwirken, daß 

— auf EG-Ebene Maßnahmen zur Förderung der Grundbildung 
verstärkt gefördert werden, 

— die Bildungshilfen der Geberländer koordiniert werden, 

—bei Strukturanpassungsmaßnahmen der Weltbank die Erzie

-

hungs- und Bildungshaushalte von Kürzungen ausgenommen 
werden, 

— die Schuldenlast der Entwicklungsländer verringert wird, 

— die im Rahmen der Ost-West-Entspannung freiwerdenden Mit-
tel aus den Rüstungshaushalten für grundbedürfnisorientierte 
Entwicklungszusammenarbeit, insbesondere zur Förderung 
der Grundbildung, verwendet werden. 

Bonn, den 31. Mai 1990 
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Begründung 

In der Welt leben heute fast eine Milliarde Analphabeten. Wach-
sende Schuldenlast und wirtschaftliche Rezession haben in vielen 
Entwicklungsländern die Ausgaben für Bildungsinvestitionen sin-
ken lassen. Laut einer UNESCO-Studie aus dem Jahre 1990 ist in 
jedem zweiten Entwicklungsland der Anteil an Bildungsausgaben 
am Staatshaushalt zurückgegangen. Dieser Rückgang hat insbe-
sondere die unterste Ebene des Bildungssystems getroffen, die 
Grundschulen und die außerschulischen Bildungsprogramme für 
Erwachsene. Speziell in Ländern mit hohem Bevölkerungswachs-
tum kann das Ziel, jedem Kind einen Schulbesuch zu ermög-
lichen, immer weniger erreicht werden. So sind laut UNESCO

-

Studie in zwei von drei Entwicklungsländern die Ausgaben pro 
Grundschulkind im letzten Jahrzehnt gesunken. Die Folge dieser 
Entwicklungen ist, daß die Zahl der Analphabeten weiter gestie-
gen ist. Zwei Drittel der erwachsenen Analphabeten sind Frauen. 

Parallel zu dem quantitativen Rückgang ist auch die Qualität des 
Lehrens und Lernens gesunken. Da die Anschaffung von Lern-
materialien und Lehrmitteln mangels Finanzen zurückgeht, wer-
den diese in den Grundschulen immer mehr zur Seltenheit. Auch 
die Lehrerversorgung ist nicht mehr gesichert. In jedem fünften 
Entwicklungsland sinken die Einschulungsraten, und hohe Schul-
abbrecherquoten untergraben die Effizienz des Bildungssystems. 

Zu der Misere beigetragen hat auch die falsche bildungspolitische 
Prioritätensetzung vieler Entwicklungsländer, indem sie den 
Hochschulbereich relativ höher subventionieren als den P rimar-
und Sekundarschulbereich. 

Die internationale Gemeinschaft hat auf die sich verschlechtern-
den bildungspolitischen Rahmenbedingungen in den Entwick-
lungsländern  nicht angemessen reagiert. Die von der Weltbank 
durchgeführten Strukturanpassungsprogramme und die zu hohe 
Schuldenlast vieler Entwicklungsländer haben mit dazu beigetra-
gen, daß die Bildungsausgaben im Staatshaushalt gesenkt wur-
den. Die Bildungshilfe im Rahmen der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit hat im letzten Jahrzehnt stagniert. 

Auch die bundesrepublikanische Entwicklungspoli tik hat die 
Grundbildung in ihrer bilateralen Zusammenarbeit vernach

-

lässigt. Wie aus der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
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Anfrage der Fraktion der SPD hervorgeht, entfielen im Zeitraum 
von 1979 bis 1988 auf die Grundbildung von den FZ-Ausgaben 
nur 0,36 Prozent, von den TZ-Ausgaben nur ein Prozent (Drs. 
11/6441). 

Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht. Dieses Menschenrecht 
wird rund einer Milliarde Menschen auf dieser Welt nicht ge-
währt. 

Analphabetismus hat nicht nur zu Folge, daß Menschen nicht 
lesen und schreiben können, sondern auch, „daß sie sich nicht 
beteiligen können an all den zielgerichteten Aktivitäten ihrer 
Gruppe und Gemeinschaft, bei denen Lesen, Schreiben und Rech-
nen erforderlich ist und an der weiteren Nutzung dieser Kultur-
techniken für ihre eigene Entwicklung und die ihrer Gemein-
schaft" (funktionale Analphabeten, UNESCO-Definition 1978). So 
werden Analphabeten auch eines Teils ihres Selbstbestimmungs-
rechts beraubt. 

Darum ist zu Beginn der neunziger Jahre eine neue entwicklungs-
politische Prioritätensetzung zugunsten des Ziels „Bildung für 
alle" erforderlich. 


